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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8147 — 


Strafrechtliche Ahndung der Hilfe zur Migration und Flucht 


Die rd. 10 000 an den deutschen Ostgrenzen stationierten Beamtinnen 
und Beamten des Bundesgrenzschutzes (BGS) und anderer Grenz- 
behörden stehen - selbst nach Einschätzung des konservativen Nach- 
richtenmagazins „FOCUS" - vor „einem Dilemma; Die personelle und 
technische Aufrüstung des BGS treibt den Schleppern immer neue Kun- 
den in die Arme. " (FOCUS 23/97) 

So hat sich die Zahl der polizeilich auf gegriffenen „illegalen" Ein- 
wanderinnen und Einwanderer im vergangenen Jahr um 8,72% ver- 
ringert. An den Ostgrenzen wurden nurmehr 21 976 Personen wegen 
eines „illegalen Grenzübertritts" festgenommen. Demgegenüber hat 
sich die Zahl der sog. „geschleusten" Migrantinnen und Migranten bzw. 
Flüchtlinge 1996 schätzungsweise um 10% erhöht. 

2 215 Personen wurden im letzten Jahr wegen des Vorwurfs 
der „Schleusung" von Nicht-Deutschen in die Bundesrepublik Deutsch- 
land festgenommen, 392 an der deutsch-polnischen und 885 an der 
deutsch-tschechischen Grenze. (Daten nach: Pressemitteüung des Bun- 
desministerium des Innern vom 25. Februar 1997) 

Die „Skrupellosigkeit" der „Schlepper" versuchte das Bundes- 
ministerium des Innern anhand der oftmals tödlichen Praktiken bei den 
„Schleusungen" darzulegen. Diese „Skrupellosigkeit" ist allerdings 
- ungeachtet der zumeist tatsächlich unmenschlichen Flucht- 
bedingungen - ein unzureichendes Kriterium, weil die Umstände, unter 
denen Fluchthilfe stattfindet, immer auch von den staatlichen „Grenz- 
sicherungsmaßnahmen" abhängen. Über das tatsächliche Aufkommen 
von Gewaltkriminalität im Zusammenhang mit professioneller Hilfe zu 
Migration und Flucht ist wenig bekannt. Die FAZ zitiert den Leiter des 
Grenzschutzamtes Frankfurt/ Oder mit den Worten: „Die Schmuggler 
haben gegenüber den Beamten eine viel größere Gewaltbereitschaft als 
die Schleuser." (FAZ, 31. Januar 1997) 

Der BGS hat zusammen mit der brandenburgischen Landespolizei eine 
siebenköpfige „AG Schleuser" gegründet - ähnlich, wie sie bereits seit 
zwei Jahren in Berlin existiert und wie sie für Sachsen geplant ist. Auf- 
gabe dieser AG ist es, „möglichst viele Informationen zu sammeln. Es 
gelte u. a. aufzuklären, woher die Menschen kommen, wer sie in den 
Herkunftsländern angesprochen hat, woher sie die Schleusungsgelder 
zusammenbekommen haben und wo ihr eigentliches Ziel lag."(ddp- 
ADN, 22. April 1997) 

Der BGS in Frankfurt/Oder bemüht sich in jüngster Zeit verstärkt, „die 
auf gegriffenen Personen , abzuschöpfen 1 ". Die hierbei gewonnenen In- 
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formationen werden in einer „Datei Schleuser" des BGS zusammenge- 
faßt. (FAZ, 31. Januar 1997) 

Weitere Maßnahmen gegen die „Schlepper- und Schleuserkriminahtät 
werden derzeit diskutiert. So fordert der Vorsitzende der „Deutschen 
Polizeigewerkschaft 4 ', Gerhard Vogler, eine Verschärfung des Aus- 
länderrechts (Behörden-Spiegel, März 1997). Derweil wurde in Bayern 
erstmalig ein Amtsrichter an die deutsch-tschechische Grenze versetzt, 
um Gesetzesübertritte von Migrantinnen und Migranten, Flüchtlingen 
und ihren Fluchthelfern in sog. „beschleunigten Verfahren" an Ort und 
Stelle abzuurteüen und so den Zeitraum bis zu deren Abschiebung 
deutlich zu verkürzen. Derartige Schnellprozesse werden - nach Infor- 
mationen der taz - „derzeit in vielen Bundesländern gefördert." 
(22. April 1997) 


Vorbemerkung 

Die der Kleinen Anfrage zur „Strafrechtlichen Ahndung der Hilfe 
zur Migration und Flucht" (Drucksache 12/8147) vorangestellten 
Aussagen sind in einigen Teilbereichen unzutreffend. Zweifellos 
ist das Schleuserunwesen eines der besorgniserregendsten De- 
likte der Gegenwart und dessen Bekämpfung daher Schwer- 
punktaufgabe des Bundesgrenzschutzes. Ziel der Bekämp- 
fungsstrategie des Bundesgrenzschutzes und der staatlichen 
Maßnahmen zur Verbrechensbekämpfung ist es, die international 
operierenden Hintermänner und Drahtzieher der kriminellen 
Organisationen zu ermitteln und dingfest zu machen. Nur auf 
diese Weise kann auf Dauer der erforderliche Rechts- und soziale 
Frieden in Deutschland sichergestellt werden. 


1. Welche Staatsangehörigkeit hatten jeweils die 1996 in die Bundes- 
republik Deutschland „geschleusten" Personen (bitte auf schlüs- 
seln)? 


Im Jahr 1996 wurden insgesamt 7 364 eingeschleuste Personen 
durch die deutschen Grenzbehörden ermittelt. In der nach- 
stehenden Auflistung sind die 20 Nationalitäten erfaßt, die in dem 
fraglichen Zeitraum am häufigsten festgestellt wurden. 


Festgestellte Zahl 

Staatsangehörigkeit 

1200 

Jugoslawen 

738 

Türken 

665 

Rumänen 

662 

Iraker 

477 

Afghanen 

434 

Bulgaren 

430 

Mazedonier 

341 

Chinesen 

337 

Armenier 

300 

Srilanker 

215 

Inder 

187 

Libanesen 

170 

Pakistaner 

135 

Syrer 

119 

Iraner 

79 

Albaner 

72 

Algerier 

64 

Ukrainer 

59 

bosnisch-herzegowinische Personen 

57 

Bangladescher 


2 
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2. a) Wie viele Personen wurden seit Inkrafttreten des Verbrechens- 
bekämpfungsgesetzes wegen des Einschleusens von Migran- 
tinnen und Migranten bzw. Flüchtlingen {nach §§ 92 a, 92 b 
AuslG) festgenommen (bitte nach Jahren auf schlüsseln)? 

Es werden beim Bundesgrenzschutz keine Anschreibungen im 
Sinne der Fragestellung geführt. Folgendes Zahlenmaterial zu 
den Strafanzeigen gemäß § 92 a und § 92 b des Ausländergesetzes 
liegt der Bundesregierung vor: 




1995 

1996 

Strafanzeigen wegen 

Gesamtzahl: 

985 

1528 

des Verstoßes gegen 

davon gegen Ausländer: 

886 

1353 

§ 92 a AuslG 

davon gegen Deutsche: 
davon gegen unbe- 

97 

160 


kannt: 

2 

15 

Strafanzeigen wegen 

Gesamtzahl: 

150 

396 

des Verstoßes gegen 

davon gegen Ausländer: 

125 

204 

§ 92 b AuslG 

davon gegen Deutsche: 
davon gegen unbe- 

24 

35 


kannt: 

1 

157 


b) Welche Staatsangehörigkeit hatten diese Personen {bitte auch 
hinsichtlich deutscher Staatsangehöriger auf schlüsseln)? 


Vergleiche Anwort zu Frage 2 a). 


3. a) Wie viele Personen wurden seither diesbezüglich nach Kenntnis 
der Bundesregierung angeklagt (bitte nach Jahren aufschlüs- 
seln)? 


Die Beantwortung dieser Frage fällt in die Zuständigkeit der Län- 
der. Der Bundesregierung liegen hierzu nur im Einzelfall über- 
mittelte Angaben über Verurteilungen vor. 


b) Welche Staatsangehörigkeit hatten diese Personen (bitte auch 
hinsichtlich deutscher Staatsangehöriger aufschlüsseln)? 


Vergleiche Antwort zu Frage 3 a). 


4. a) Wie viele Personen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
diesbezüglich rechtskräftig verurteilt, und wie viele wurden 
freigesprochen (bitte nach Jahren auf schlüsseln)? 


Vergleiche Antwort zu Frage 3 a). 


b) Welche Staatsangehörigkeit hatten diese Personen (bitte auch 
hinsichtlich deutscher Staatsangehöriger aufschlüsseln)? 


Vergleiche Antwort zu Frage 3 a). 
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5. Werden - sofern die Bundesregierung hierzu keine Angaben ma- 
chen kann - die Ergebnisse der Strafverfolgungsstatistik über 
„Schleusungen" beim BGS erfaßt, und wenn nein, warum nicht? 

Wäre dies für die Erstellung eines grenzpolizeilichen Lageberichtes 
nicht unerläßlich? 


Beim Bundesgrenzschutz wird keine umfassende, gesonderte 
Strafverfolgungsstatistik über Schleusungen geführt. Die für die 
Erstellung eines grenzpolizeilichen Lageberichtes erforderlichen 
Daten zur Strafverfolgung werden der Fallsammlung „Schleuser“ 
entnommen. In dieser vom Bundesgrenzschutz erstellten Doku- 
mentation werden die bedeutsamen Schleusungsfälle und der 
Ausgang der jeweiligen herausragenden Verfahren erfaßt. 


6. a) In wie vielen Fällen wurde seit Inkrafttreten des Verbrechens- 
bekämpfungsgesetzes bei aufgegriffenen mutmaßlichen 
Schleusern welche Waffen, insbesondere Schußwaffen, sicher- 
gestellt? 


Beim Bundesgrenzschutz werden hierzu keine statistischen An- 
schreibungen geführt. Die Beantwortung würde umfangreiche 
Recherchen in den einzelnen Ermittlungsvorgängen erfordern, die 
mit einem enormen Zeit- und Arbeitsaufwand verbunden wären. 
Die sachgerechte Arbeitserledigung im zuständigen Referat und 
im Geschäftsbereich wäre dadurch erheblich und insofern unver- 
hältnismäßig stark beeinträchtigt. 


b) In wie vielen Fällen haben in dem fraglichen Zeitraum ver- 
meintliche Schleuser von diesen Waffen bzw. Schußwaffen Ge- 
brauch gemacht? 


Vergleiche Antwort zu Frage 6 a). 


7. Wie viele Beamtinnen und Beamte des BGS bzw. der bayerischen 
Grenzpolizei sind in dem in Rede stehenden Zeitraum durch die 
unmittelbare Gewaltanwendung von Schleusern einfach, schwer 
bzw. gefährlich körperverletzt oder gar getötet worden? 


Vergleiche Antwort zu Frage 6 a). 


8. In welchen Bundesländern sind wann in Kooperation mit den je- 
weiligen Länderpolizeien sog. „AG Schleuser" gegründet worden? 


Gemeinsame Ermittlungs gruppen werden nicht als feste organi- 
satorische Institution, sondern anlaßbezogen im Einzelfall einge- 
richtet. Die entsandten Beamten werden dabei nach Maßgabe des 
für sie geltenden Rechts tätig. 

Nachstehend aufgelistete sog. „ AGen Schleuser“ wurden mit den 
Polizeien der Länder gegründet: 
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Land 

Gründungsjahr 

Hamburg 

1995 

Berlin 

1995 

(„Gemeinsame Ermittlungsgruppe 


Schleuser") 


Brandenburg 

1997 

Sachsen 

1997 

Berlin 

1997 

( „ AG Straftäterschleusung 11 ) 



a) Für welche Bundesländer sind zu welchem Zeitpunkt Grün- 
dungen derartiger „AG Schleuser" geplant? 


Es wird angestrebt, bedarfsorientiert mit allen betroffenen Län- 
dern derartige „ AGen Schleuser" einzurichten. Der Zeitpunkt der 
Gründung ist abhängig von den diesbezüglichen Ermittlungs- 
ergebnissen in den unterschiedlichen Regionen und der fest- 
gestellten Kriminalitätsentwicklung. 


b) Wie viele Beamtinnen und Beamte der jeweiligen Länderpolizei 
bzw. des BGS arbeiten in diesen „AG Schleuser"? 


Die Zahl der in den sog. „AGen Schleuser" eingesetzten Be- 
amtinnen/Beamten der Länder und des Bundesgrenzschutzes ist 
nicht konstant festgeschrieben, sondern variiert entsprechend der 
erkannten Schleusungsrouten und den daraus ableitbaren Er- 
mittlungsansätzen. 


c) Existieren derartige AG auch im Bundesministerium des Innern, 
den Grenzschutzpräsidien bzw. in der -direktion? 

Wenn ja, 

— seit wann, 

— mit welcher Aufgabe, 

— in welchen Abteilungen, und 

— mit wie vielen Beamtinnen und Beamten? 


Nein. 


9. Haben diese „AG Schleuser" auch exekutive oder operative Auf- 
gaben bzw. die Aufgabe, operative Aktionen zu koordinieren? 


Anlaßbezogen. 


10. Existieren beim BGS eine oder mehrere (Arbeits-)Dateien, die sich 
speziell mit der sog. „Schleuserkriminalität" befassen? 


Das Bundeskriminalamt führt die Verbunddatei „Schleuser und 
Geschleuste" (FDS) als Hilfsmittel zur Bekämpfung der Schleu- 
serkriminahtät. 
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Wenn ja: 

a) Auf welcher Rechtsgrundlage wurden diese Dateien einge- 
richtet? 


Rechtsgrundlage ist das Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung 
mit den Dateienrichtlinien. 


b) Existiert für diese Dateien eine rechtsförmige Dateianordnung? 


Ja. 


c) Welche Daten welcher Personengruppen (Schleuser, Ge- 
schleuste, Zeuginnen und Zeugen, Kontakt- und Begleit- 
personen etc.) werden darin erfaßt? 


Dies ergibt sich aus der Errichtungsanordnung. Zu Einzelheiten 
werden aus Gründen der Klassifizierung der Errichtungsan- 
ordnung als Verschlußsache keine Angaben gemacht. 


d) Wie viele Datensätze sind in dieser Datei abgespeichert? 


Mit Stand 7. Juli 1997 sind in der FDS 5 535 Datensätze erfaßt. 


e) Welche Behörden sind bei dieser Datei eingabe- und welche 
abfrageberechtigt? 


Bei der FDS sind die Landeskriminalämter Baden- Württemberg, 
Bayern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, die Grenzschutzdirektion, 
die Grenzschutzämter und Grenzschutz- und Bahnpolizeiämter 
sowie das Bundeskriminalamt eingabeberechtigt. Abfragebe- 
rechtigt sind darüber hinaus auch alle anderen Landeskrimi- 
nalämter. 


1 1 . Inwiefern werden Informationen aus dieser „ Datei Schleuser " in der 
Koordinierung der grenzüberschreitenden Bekämpfung der Hilfe zu 
Migration und Flucht an die Grenzschutzbehörden Polens bzw. der 
Tschechischen Republik übermittelt? 


Es findet keine anlaßunabhängige Übermittlung personenbe- 
zogener Daten aus dieser Datei statt. 


12. Hält die Bundesregierung Verschärfungen des Ausländerrechts für 
erforderlich, um die Hilfe zu Migration und Flucht wirksamer be- 
kämpfen zu können, und wenn ja, welche? 


Das Gesetz zur Änderung ausländer- und asylrechtlicher Vor- 
schriften (BR-Drucksache 870/96, BT-Drucksache 13/7956), dem 


6 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/8232 


der Bundesrat erst kürzlich am 4. Juli 1997 zugestimmt hat, sieht 
zur besseren Bekämpfung der Schleuserkriminalität die Ein- 
führung der Versuchsstrafbarkeit bei unerlaubter Einreise (§ 92 
Abs. 2 a AuslG - neu -) sowie eine Verschärfung des Straf- 
tatbestandes des § 92 a Abs. 1 Nr. 2 AuslG („Einschleusen von 
Ausländern") durch Herabsetzung der Zahl der geschleusten 
Ausländer vor. Weitere Änderungen des Ausländergesetzes sind 
derzeit nicht geplant. 


13. In welchen Bundesländern wird - nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung - daran gearbeitet, Außenstellen von Amtsgerichten in die 
unmittelbare Umgebung von Grenzschutzposten zu verlegen, um 
die Aburteilung straffälliger Migrantinnen und Migranten, von 
Flüchtlingen und ihren Helfern zu beschleunigen? 


Der Bundesregierung sind keine Länder bekannt, in denen an der 
Verlegung von amtsgerichtlichen Außenstellen in die „unmittel- 
bare Umgebung von Grenzschutzposten" gearbeitet wird. 


14. a) Welche weiteren polizeirechtlichen und justitiellen Maßnahmen 
werden in dieser Angelegenheit - nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung - von den Bundesländern geplant? 

b) Ist hierüber bei einer der Sitzungen der Innen- bzw. Justiz- 
ministerkonferenzen gesprochen oder ein diesbezügliches Vor- 
gehen beschlossen worden, und wenn ja, wann und wo? 


Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 
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